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Für alle!Für die rechtliche und soziale Gleich-

stellung aller Lebensweisen - Schutz vor  
Diskriminierung in die Verfassung!

Diskriminierung von Lesben, Schwulen und Trans-
gendern wirkt rechtlich wie sozial. Einer Politik so-
zialer Kälte stellen wir unsere Forderungen nach 
wirklicher Gleichstellung, sozialer und rechtlicher Un-
terstützung und wirksamer Akzeptanz entgegen. Im 
Mittelpunkt müssen die Anerkennung der Identität 
und Gewährleistung der Entfaltungsmöglichkeit jeder 
und jedes Einzelnen stehen. 

Wie Menschen leben und wen sie lieben, ist ihre 
ureigene Privatangelegenheit. Trotzdem wird auch 
dieser Kernbereich des Privaten nicht nur durch ge-
sellschaftliche Konventionen, sondern auch durch 
Gesetze bestimmt. Der Staat ist verpflichtet, ein 
gleichberechtigtes Leben für Alle in der Gesellschaft 
zu ermöglichen und zu sichern. DIE LINKE. Fraktion 
im Hessischen Landtag unterstützt daher die Kampa-
gne der „Aktion Grundgesetz – Lesben und Schwule 
in die Verfassung“.  Wir fordern die Aufnahme des 
Merkmals „sexuelle Identität“ in Artikel 3 Absatz 3 
des Grundgesetzes.



Ein bisschen Gleichheit gibt es nicht!
Die eingetragene Partnerschaft besitzt weniger Rechte 
als die heterosexuelle Ehe. Der weitgehenden Anglei-
chung der Pflichten von eingetragenen Partnerschaften 
und Eheleuten ist bis heute nicht die rechtliche Gleich-
behandlung gefolgt. Nach wie vor bleiben eingetragene 
Lebenspartner und Lebenspartnerinnen von Rechten 
der Eheleute in verschiedenen Rechtsbereichen aus-
geschlossen.  Adoptionsrecht, Beamtenbesoldung 
und -beihilfe, Einkommenssteuer-, Schenkungs- und 
Erbschaftssteuerrecht sowie die Hinterbliebenenver-
sorgung sind Beispiele für die fortdauernde Ungleich-
behandlung und damit die fortdauernde Privilegierung 
der Ehe.

Entprivilegierung der Ehe
DIE LINKE. Fraktion lehnt eine Bevorzugung von Ehe-
paaren durch das Gesetz ab. Sie fordert die Beseiti-
gung aller an die Ehe geknüpfter Privilegien. Stattdes-
sen muss der Staat alle Menschen unterstützen, die in 
ihrem Haushalt Kinder oder Pflegebedürftige betreuen. 
So sollen zum Beispiel Nachteile im Rentenrecht aus-
geglichen werden, indem diese Betreuungszeiten für 
die Rente angerechnet werden. Die Fraktion DIE LINKE 
sieht die eingetragene Partnerschaft als neue Norm für 
schwule und lesbische Lebensweisen deshalb kritisch. 
Die grundsätzliche Diskriminierung bleibt bestehen. 
Gleichzeitig wird mit der gesonderten Rechtsform auch 
eine neue Sonderstellung homosexueller Paare in der 
Gesellschaft geschaffen.

Keine halben Sachen! Für ein 
wirksames AGG!
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz bietet diskri-
minierten Menschen und somit auch Schwulen, Les-
ben und Transsexuellen keinen hinreichenden Schutz. 
Zu kurze Fristen zur Geltendmachung von Ansprüchen, 
finanzielle Hürden, ein fehlendes Verbandsklagerecht 

und die unzureichende Beweislastregelung sind struk-
turelle Barrieren,  die einen effektiven Rechtsschutz 
vor Diskriminierung verhindern. Aufgrund des stump-
fen Instruments AGG – das im Übrigen weit hinter der 
entsprechenden EU-Richtlinie zurückbleibt – kann in 
Deutschland weiterhin nahezu folgenlos diskriminiert 
werden.

Akzeptanz fördern
In vielen Betrieben und an vielen Arbeitsplätzen ist ein 
Outing für Homosexuelle undenkbar. Weder gibt es 
Richtlinien, die ein Klima der Akzeptanz wirksam för-
dern, noch verbindliche Regelung, die für Information 
und soziale Unterstützung sorgen. DIE LINKE. Fraktion 
fordert die Anpassung geltenden Rechts an die EU-An-
tikdiskriminierungsrichtlinie.

Um dieses erweiterte Grundrecht zu garantieren, 
wollen wir die Einrichtung von Antidiskriminierungs-
stellen, ein Verbandsklagerecht, die Beweislastum-
kehr in Verfahren sowie Maßnahmen, die auf einen 
Wandel des gesellschaftlichen Bewusstseins zielen.

Menschen mit HIV/AIDS wirk-
sam helfen!
Menschen mit HIV/ AIDS begegnen im Beruf oft Vor-
urteilen und Verständnislosigkeit. Weder gibt es Pro-
gramme zu ihrer wirksamen Integration in den Be-
ruf unter Berücksichtigung ihres Arbeitsvermögens, 
noch zur Einbindung der Krankenkassen in eine sol-
che Betreuung. Diversity-Beauftragte müssen auch 
an dieser Stelle  verstärkt für Akzeptanz und Rück-
sicht werben. 


